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Tagesordnungspunkt:

Einwendungen im Rahmen der Benehmensherstellung zur Absenkung des 
Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2018 

Beschlussvorschlag:

Zu den erhobenen Einwendungen der Mitgliedskörperschaften wird gemäß der Vorlage 
14/2570 wie folgt beschlossen: 

1. Die vorliegenden Einwendungen 
• zur Ermittlung von weiteren Haushaltsverbesserungen zur weiteren 
Umlagesatzabsenkung in 2018 sowie 
• zur vollständigen Weiterleitung der Haushaltsverbesserungen 2018 
werden zurückgewiesen.  

2. Den Einwendungen der Mitgliedskörperschaften zu den geforderten fortzusetzenden 
Konsolidierungsbemühungen wird aufgrund des dritten Konsolidierungsprogramms und 
der restriktiven Bewirtschaftung bereits entsprochen. Die Einwendungen werden 
zurückgewiesen.  
  
3. Die Einwendung zur Berücksichtigung der positiven finanzwirtschaftlichen Entwicklung 
über den gesamten Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung des Nachtragshaushaltes 
2018 wird zurückgewiesen.  

UN-Behindertenrechtskonvention (BRK):

Diese Vorlage berührt eine oder mehrere Zielrichtungen des
LVR-Aktionsplans zur Umsetzung der BRK.

nein

Gleichstellung/Gender Mainstreaming:

Diese Vorlage berücksichtigt Vorgaben des LVR-Gleichstellungsplans 2020. nein



Finanzielle Auswirkungen auf den Haushalt (lfd. Jahr):
Produktgruppe:

Erträge: Aufwendungen:

Veranschlagt im (Teil-)Ergebnisplan /Wirtschaftsplan

Einzahlungen: Auszahlungen:

Veranschlagt im (Teil-)Finanzplan /Wirtschaftsplan

Bei Investitionen: Gesamtkosten der Maßnahme:

Jährliche ergebniswirksame Folgekosten:

Die gebildeten Budgets werden unter Beachtung der Ziele eingehalten

L u b e k
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Zusammenfassung: 

 

 
Der LVR hat am 15. Dezember 2017 den Entwurf einer Nachtragssatzung 2018 in die 

Landschaftsversammlung Rheinland eingebracht. Im Rahmen der eingebrachten 
Nachtragssatzung plant der LVR die Absenkung des bislang festgesetzten Umlagesatzes 

für das Haushaltsjahr 2018 um 1,5 Prozentpunkte auf 14,7 % gemäß § 22 Abs. 3 
Landschaftsverbandsordnung (LVerbO), um die Mitgliedskörperschaften an der 

unerwartet positiven finanzwirtschaftlichen Entwicklung des LVR, unter angemessener 
Berücksichtigung der noch bestehenden Risiken, zeitnah teilhaben zu lassen. 

 
Eine Nachtragssatzung ist gemäß § 81 Satz 2 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) nach dem gleichen förmlichen Verfahren aufzustellen wie die ursprüngliche 
Haushaltssatzung. Somit ist der Einbringung des Entwurfs der Nachtragssatzung mit einer 
Absenkung des Umlagesatzes ein Verfahren zur Herstellung des Benehmens 

vorgeschaltet. 
 

Im Rahmen der Benehmensherstellung gemäß § 23 Abs. 2 LVerbO in Verbindung mit     
§ 55 Kreisordnung NRW (KrO NRW) haben die Mitgliedskörperschaften des LVR das 

Recht, zur Höhe der Landschaftsumlage Stellung zu nehmen. 
 

Mit der Vorlage 14/2396/2 wurden die bis zum 8. Dezember 2017 vorliegenden 
Stellungnahmen gemäß § 55 Abs. 2 Satz 1 der KrO NRW der Landschaftsversammlung 

Rheinland am 15. Dezember 2017 zur Kenntnis gebracht. Neben Ausführungen zur 
Zulässigkeit der Einwendungen erfolgte eine erste inhaltliche Würdigung. 

 
Gegen die Zulässigkeit der Einwendungen gem. § 55 KrO NRW bestehen keine Bedenken. 

 
Die vorliegenden Einwendungen 
• zur Ermittlung von weiteren Haushaltsverbesserungen zur weiteren 

Umlagesatzabsenkung in 2018 sowie 
• zur vollständigen Weiterleitung der Haushaltsverbesserungen 2018 

 
werden zurückgewiesen.  

 
Den vorliegenden Einwendungen zur Fortführung der stetigen Konsolidierungs-

bemühungen mit dem Ziel weiterer Haushaltsverbesserungen entspricht der LVR bereits 
durch ein im Jahr 2016 verabschiedetes Konsolidierungsprogramm für die Jahre 2017 bis 

2021 und den damit festgelegten restriktiven Bewirtschaftungsmaßnahmen für die Jahre 
2017 und 2018. 

 
Die Einwendung zur Berücksichtigung der positiven finanzwirtschaftlichen Entwicklung 

über den gesamten Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung des Nachtragshaushaltes 
2018 wird zurückgewiesen.  
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Begründung der Vorlage Nr. 14/2570: 

 

1. Ausgangslage 

 
Der Landschaftsverband Rheinland (LVR) hat am 15. Dezember 2017 den Entwurf einer 

Nachtragssatzung 2018 in die Landschaftsversammlung Rheinland eingebracht. Im 
Rahmen der eingebrachten Nachtragssatzung plant der LVR die Absenkung des bislang 

festgesetzten Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2018 um 1,5 Prozentpunkte auf  
14,7 % gemäß § 22 Abs. 3 Landschaftsverbandsordnung (LVerbO), um die 

Mitgliedskörperschaften an der unerwartet positiven finanzwirtschaftlichen Entwicklung 
des LVR, unter angemessener Berücksichtigung der noch bestehenden Risiken, zeitnah 

teilhaben zu lassen. 
 
Eine Nachtragssatzung ist gemäß § 81 Satz 2 Gemeindeordnung Nordrhein-Westfalen 

(GO NRW) nach dem gleichen förmlichen Verfahren aufzustellen, wie die ursprüngliche 
Haushaltssatzung. Somit ist der Einbringung des Entwurfs der Nachtragssatzung mit 

einer Absenkung des Umlagesatzes ein Verfahren zur Herstellung des Benehmens 
vorgeschaltet. 

 
Die Benehmensherstellung zur Absenkung des Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2018 

wurde am 27. Oktober 2017 unter Darlegung der Eckpunkte der prognostizierten 
Haushaltsverbesserungen eingeleitet. 

 
Mit der Vorlage 14/2396/2 wurden die bis zum 8. Dezember 2017 vorliegenden 

Stellungnahmen gemäß § 55 Abs. 2 Satz 1 der Kreisordnung NRW (KrO NRW) der 
Landschaftsversammlung Rheinland am 15. Dezember 2017 zur Kenntnis gebracht. 

Neben Ausführungen zur Zulässigkeit der Einwendungen erfolgte eine erste inhaltliche 
Würdigung. Soweit auf diese Vorlage Bezug genommen wird, ist dies durch kursive 

Schrift kenntlich gemacht. 
 
Im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte haben in der Zeit vom 7. November 2017 bis zum 

30. November 2017 folgende Mitgliedskörperschaften  

 

• Kreis Kleve 

• Stadt Essen 

• Stadt Remscheid 

• Rhein-Erft-Kreis 

• Kreis Mettmann 

• Stadt Bonn 

• StädteRegion Aachen 

 

Stellungnahmen zur geplanten Absenkung des Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2018 

abgegeben. Die Stellungnahmen sind als Anlagen 1 bis 7 beigefügt. 

Darüber hinaus haben die Städte Duisburg und Wuppertal in der Zeit vom 30. November 
bis zum 8. Dezember 2017 ihre Stellungnahmen abgegeben (Anlagen 8 und 9). 
 

2. Zulässigkeit der Einwendungen  

 

Die Beteiligungsrechte der Mitgliedskörperschaften zur Festsetzung des Umlagesatzes 
ergeben sich aus § 23 Abs. 2 LVerbO in Verbindung mit § 55 der KrO NRW.  
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§ 55 KrO NRW hat folgenden Wortlaut:  

 
„Beteiligungsrechte der kreisangehörigen Gemeinden  

 
(1) Die Festsetzung der Kreisumlage erfolgt im Benehmen mit den kreisangehörigen 

Gemeinden. Das Benehmen ist sechs Wochen vor Aufstellung des Entwurfes der 
Haushaltssatzung einzuleiten.  

 
(2) Stellungnahmen der kreisangehörigen Gemeinden im Rahmen der Benehmensher- 

stellung werden dem Kreistag mit der Zuleitung des Entwurfes der Haushaltssatzung mit 
ihren Anlagen zur Kenntnis gegeben. Den Gemeinden ist auf Wunsch Gelegenheit zur 

Anhörung zu geben. Über Einwendungen der Gemeinden beschließt der Kreistag in 
öffentlicher Sitzung. Der Kreis teilt ihnen das Beratungsergebnis und dessen Begründung 
mit.“  

 
Die im Rahmen der Benehmensherstellung eingegangenen Stellungnahmen der Städte 

Essen, Remscheid, Wuppertal und Duisburg sowie des Kreises Kleve und des Rhein-Erft-
Kreises sind in analoger Anwendung des § 55 Abs. 2 KrO NRW als Einwendungen zu 

werten und wurden der Landschaftsversammlung zusammen mit der Zuleitung des 
Entwurfs der Nachtragssatzung 2018 am 15. Dezember 2017 zur Kenntnis gegeben.  

 
Gegen die Zulässigkeit der Einwendungen gem. § 55 KrO NRW bestehen keine 

Bedenken. 
 

Die Schreiben des Kreises Mettmann, der Stadt Bonn und der StädteRegion Aachen sind 

nicht als Einwendungen im Sinne des § 55 Abs. 2 KrO NRW zu werten, werden jedoch der 

Vollständigkeit halber als Anlagen 5 bis 7 dieser Vorlage beigefügt. 

 
 

3. Inhaltliche Würdigung 

 

3.1 Ermittlung von weiteren Haushaltsverbesserungen zur weiteren 

Umlagesatzabsenkung in 2018  

 

Die Stadt Remscheid merkt an, der LVR möge die Aufwands- und Ertragsentwicklung im 

laufenden Haushaltsjahr 2018 zeitnah überprüfen und analysieren, um ggf. weitere 

positive Ergebniseffekte an die Mitgliedskörperschaften weiterreichen zu können.     

 

Die Verwaltung berichtet wie folgt: 

 

Der LVR wird im Rahmen der Bewirtschaftung des Haushaltsjahres 2018 auf der 

Grundlage der implementierten aussagekräftigen Prognoseverfahren unter Beachtung der 

einschlägigen haushaltsrechtlichen Grundsätze die laufenden Aufwands- und 

Ertragsentwicklungen überwachen und analysieren. Dadurch könnten ggf. weitere 

positive finanzwirtschaftliche Entwicklungen bis zur Verabschiedung des 

Nachtragshaushaltes 2018 im Mai 2018 im Beratungsprozess berücksichtigt werden. 
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Ergebnis 

 

Die zum Zeitpunkt der Einbringung des Nachtragshaushalts 2018 am 15. Dezember 2017 

dargestellten Entwicklungen auf Grundlage der bisher vorliegenden Erkenntnisse aus der 
Bewirtschaftung seit Jahresbeginn 2018 sind weiterhin belastbar.  

 

Die Einwendungen der Stadt Remscheid hinsichtlich einer über 1,5 

Prozentpunkte hinausgehenden Umlagesatzsenkung werden aufgrund der 

vorstehenden Ausführungen als unbegründet zurückgewiesen. 

 
 

3.2 Keine vollständige Weiterleitung der prognostizierten Haushaltsver-  

      besserungen für 2018  

 

Die Stadt Essen regt eine Anpassung der vom LVR vorgesehenen Umlagesatzabsenkung 

von 1,5 Prozentpunkten an die prognostizierten Haushaltsverbesserungen an. 

 

Die Verwaltung führt hierzu und unter Hinweis auf die Ausführungen zu Punkt 3.3 der 

Vorlage 14/2374 - Einwendungen im Rahmen der Benehmensherstellung zur Absenkung 

des Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2017 – aus: 

 

Der LVR hat in den Jahren der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise ab 2009 – nicht 

zuletzt auch infolge der Rücksichtnahme auf seine Mitgliedskörperschaften – durchgängig 

negative Jahresergebnisse realisiert. Der Haushaltsausgleich in den Krisenjahren konnte 

lediglich fiktiv, d.h. durch den erheblichen Einsatz von Eigenkapital, erreicht werden. In 

den Jahren 2009 bis 2013 hat der LVR mit 139,3 Mio. Eigenkapitaleinsatz die Ausgleichs-

rücklage um rd. 75 % reduziert. Ihr Anteil am Haushaltsvolumen als Summe der 

Aufwendungen im LVR-Haushalt schrumpfte auf nur noch 1,4 % (Stand 31.12.2007: 

7,1%). 

 

Die Erhaltung des Eigenkapitals ist ein wesentlicher Bestandteil einer generationen-

gerechten und nachhaltigen Haushaltspolitik und ein Grundprinzip des NKF. Die 

Aufsichtsbehörde des LVR, das ehemalige Ministerium für Inneres und Kommunales 

(MIK), würdigte in seinem Haushaltserlass 2015/2016 ausdrücklich die Konsolidierungs-

bemühungen des LVR, wies aber gleichzeitig darauf hin, dass der LVR das 

Rücksichtnahmegebot gegenüber seinen Mitgliedskörperschaften inzwischen weit zu 

seinen Lasten gedehnt hätte. Diese Argumentation greift das MIK erneut in seinem Erlass 

zum Doppelhaushalt 2017/2018 auf und stellt fest, dass die Hebesätze des LVR die 

durchaus problematische Haushaltssituation der Mitgliedskörperschaften einbezögen, 

dass jedoch ein anhaltender Eigenkapitalverbrauch letztlich ein Risiko für die 

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des LVR darstelle. 

 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen beabsichtigt der LVR, die 

prognostizierten Haushaltsverbesserungen zum nahezu vollständigen Ausgleich des 

festgesetzten Planfehlbetrages 2018 von rd. 18 Mio. Euro einzusetzen, um den 

planmäßigen Jahresfehlbetrag im Haushaltsjahr 2018 auf 231.000 Euro zu vermindern. 
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Ergebnis 

 
In ihrem Erlass zum Nachtragshaushalt 2017 vom 30. Januar 2018 weist auch die 

aktuelle Aufsichtsbehörde des LVR, das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung, ausdrücklich darauf hin, dass der LVR den schwierigen 

Haushaltssituationen der Mitgliedskörperschaften in einem für den LVR noch vertretbaren 
Rahmen Rechnung trägt. 

 
Die Ausführungen der Vorlage 14/2396/2 haben unverändert Bestand. Die 

Einwendung der Stadt Essen wird zurückgewiesen.    

 

 

3.3 Fortführung der stetigen Konsolidierungsbemühungen zur Erreichung einer 

weiteren Umlagesatzabsenkung in 2018 

 

Der Rhein-Erft-Kreis und der Kreis Kleve regen in ihren Stellungnahmen an, der LVR 

möge auch außerhalb der sozialen Leistungsbereiche seine Konsolidierungsbemühungen 

fortführen, um dadurch eine weitere Senkung des Umlagesatzes über die bislang 

vorgesehenen 1,5 Prozentpunkte hinaus vornehmen zu können. 

 

Die Verwaltung führt hierzu und unter Hinweis auf die Ausführungen zu Punkt 3.4 der 

Vorlage 14/2374 - Einwendungen im Rahmen der Benehmensherstellung zur Absenkung 

des Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2017 – aus: 

 

Der LVR wird zur Sicherstellung seiner dauerhaften Leistungsfähigkeit auch in den Jahren 

2017 bis 2021 seinen bisherigen haushalterischen Kurs fortsetzen und hat daher ein 

weiteres Konsolidierungsprogramm mit einem Volumen von 70 Mio. Euro aufgelegt. 

 

In diesem Zusammenhang werden die restriktiven Bewirtschaftungsvorgaben für das 

Haushaltjahr 2018 unverändert fortgeführt. Sofern sich im Bewirtschaftungsverlauf des 

Haushaltsjahres 2018 neue finanzwirtschaftliche Entwicklungen abzeichnen sollten, 

könnten diese noch bis zur Verabschiedung des Nachtragshaushaltes 2018 im Mai 2018 

im Beratungsprozess berücksichtigt werden. 

 

Die Städte Wuppertal und Duisburg übermittelten inhaltsgleiche Stellungnahmen.  

 
 

Ergebnis 

 
Der LVR entspricht durch ein im Jahr 2016 verabschiedetes drittes Konsolidierungs-

programm für die Jahre 2017 bis 2021 und den damit festgelegten restriktiven 
Bewirtschaftungsmaßnahmen für die Jahre 2017 und 2018 der Bitte der 

Mitgliedskörperschaften. Die Planung auf der Grundlage dieses Konsolidierungs-
programms sowie der bisherige Bewirtschaftungsverlauf in 2018 lassen keine 

zusätzlichen Einsparpotentiale außerhalb der sozialen Leistungsbereiche erkennen.  
 

Den Einwendungen der genannten Mitgliedskörperschaften zu den geforderten 

fortzusetzenden Konsolidierungsbemühungen wird aufgrund des dritten 

Konsolidierungsprogramms und der restriktiven Bewirtschaftung bereits 

entsprochen. Die Einwendungen werden zurückgewiesen.   
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3.4 Berücksichtigung der positiven Ergebniseffekte in der mittelfristigen 

Finanzplanung 2019 - 2021 

 

Die Stadt Essen regt an, die positiven finanzwirtschaftlichen Entwicklungen auch in der 

mittelfristigen Finanzplanung 2019 bis 2021 entsprechend zu berücksichtigen. 

 

Die Verwaltung berichtet wie folgt: 

 

Die Haushaltsplanung zum Doppelhaushalt 2017/2018 war maßgeblich geprägt durch die 

gesetzliche Neuausrichtung der sozialen Leistungen für Menschen mit Behinderungen, 

insbesondere durch das Inklusionsstärkungsgesetz, das Bundesteilhabegesetz (BTHG) 

sowie das Zweite und Dritte Pflegestärkungsgesetz. Die finanzwirtschaftlichen 

Auswirkungen der neuen Rechts- und Anspruchsgrundlagen konnten zum Zeitpunkt der 

Haushaltsaufstellung nicht in vollem Umfang abgeschätzt werden, zumal einige 

Gesetzgebungsverfahren noch nicht abgeschlossen waren. Am 18. Oktober 2017 wurde 

in diesem Zusammenhang der Entwurf eines Ausführungsgesetzes des Landes Nordrhein-

Westfalen zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes mit den darin geregelten 

Zuständigkeiten des LVR im Bereich der Eingliederungshilfe vorgelegt. Die 

Verabschiedung des Gesetzentwurfes ist für das erste Quartal 2018 vorgesehen. 

Aufgrund des Beratungsstandes zum Entwurf des Ausführungsgesetzes zum 

Bundesteilhabegesetz sind die finalen Zuständigkeiten des LVR ab dem Jahr 2020 derzeit 

noch nicht abschließend geklärt. 

 

Der LVR geht davon aus, dass bis zur Verabschiedung des Nachtragshaushaltes 2018 im 

Mai 2018 Klarheit hinsichtlich der Zuständigkeiten gegeben sein wird. 

 

Die Stadt Wuppertal hat eine inhaltsgleiche Stellungnahme abgegeben. 
 

Ergebnis 
 

Aufgrund der noch ausstehenden Verabschiedung des Ausführungsgesetzes zum BTHG 
(AG-BTHG) können für den gesamten Zeitraum der in Rede stehenden mittelfristigen 

Finanzplanung keine gesicherten Annahmen getroffen werden. Lediglich für das Jahr 
2019 wäre eine Anpassung der mittelfristigen Planung vertretbar, weil der LVR derzeit 
nicht von grundsätzlich veränderten Rahmenbedingungen im sozialen Leistungsbereich 

für dieses Haushaltsjahr ausgeht. 
 

Diesem Umstand wird durch die Einbringung des Haushaltsentwurfs 2019 am 2. Mai 2018 
Rechnung getragen. Durch die frühzeitige Haushaltsplanung 2019 ist der LVR in der 

Lage, sich zeitnah nach der Verabschiedung des AG-BTHG intensiv mit den 
grundlegenden Veränderungen infolge des BTHG, einschließlich der aufwendigen 

Folgekostenabschätzungen, mit den Mitgliedskörperschaften ab dem Jahr 2020, 
auseinanderzusetzen, um somit größtmögliche Planungssicherheit für den Haushalt des 

LVR und die Haushalte der Mitgliedskörperschaften zu erreichen. Vor diesem Hintergrund 
wird von einer Anpassung der mittelfristigen Finanzplanung 2019 bis 2021 zum jetzigen 

Zeitpunkt abgesehen. 
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Die Einwendung der Mitgliedskörperschaften zur Berücksichtigung der positiven 

finanzwirtschaftlichen Entwicklung über den gesamten Zeitraum der mittel-

fristigen Finanzplanung des Nachtragshaushaltes 2018 wird aufgrund der 

vorstehenden Ausführungen zurückgewiesen.  

 

 
 

 
L u b e k 
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~Kreis 
I~ _K_Ie_v_e _________ Der Landrat ---
... mehr als niederrhein 

Kreisverwaltung Kleve • Postfach 15 52 • 47515 Kl ve Fachbereich: 

Frau 
Landesdirektorin 
Ulrike Lubek 
Landschaftsverband Rheinland 
Kennedy-Ufer 2 
50679 Köln 

Sachgebiet: 
Dienstgebäude: 

Telefax: 
ll-~---+-->+.--Ansprechpartner/in : 

Zimmer-Nr.: 
Durchwahl: 

(Bitte stets angeben)~ Zeichen: 
Datum: 

Sehr geehrte Frau Lubek, sehr geehrte Frau Hötte, 

Finanzen 
Kämmerei 
Nassauerallee 15 - 23, Kleve 
02821 85-277 
Herr Reynders 
0.451 
02821 85-269 
2 - 20 32 02 - 2018 Nachtrag 
13.11.2017 

ich habe Ihre mit Schreiben vom 27.10.2017 vorgelegten Eckpunkte zur Aufstellung eines Nach­
tragshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2018 und die beabsichtigte Absenkung des Hebesatzes 
der Umlage auf 14,70 % zur Kenntnis genommen. 

Hierzu nehme ich wie folgt Stellung: 

Die Absicht des LVR, den Hebesatz der Landschaftsumlage für das Haushaltsjahr 2018 über einen 
Nachtragshaushalt auf 14,70 % abzusenken, wird von mir ausdrücklich begrüßt. Für den Kreis 
Kleve bedeutet dies gegenüber dem ursprünglichen Umlagesatz von 16,20 % eine Entlastung um 
nahezu 7 Mio. €. Allerdings hatte ich bei meinen Planungsannahmen zu einem Kreishaushalt 2018 
bereits eine deutliche Absenkung des Umlagesatzes der Landschaftsumlage 2018 unterstellt, da 
sich nach den bis dahin vorliegenden Eckwerten zu einem GFG 2018 eine ansonsten eintretende 
deutliche Überfinanzierung des LVR abzeichnete. 

Ihre nunmehr vorgelegten Eckpunkte haben Sie auf der Basis der inzwischen vorliegenden ersten 
Modellrechnung zu einem GFG 2018 sowie anhand der aktualisierten Erkenntnisse zur Entwick­
lung wesentlicher sozialer Leistungsbereiche berechnet. Daneben besteht meinerseits die Erwar­
tung, dass sich aus dem endgültigen GFG 2018 oder aus sonstigen positiven Entwicklungen bis 
zur Verabschiedung des Nachtragshaushaltes ggf. ergebende weitere Verbesserungen für eine 
weitere Absenkung des Hebesatzes genutzt werden. 

Im Hinblick auf Ihr Schreiben vom 27.10.2017 zur Einleitung des Benehmensverfahrens zur Ab­
senkung des Umlagesatzes 2018 bin ich Ihnen ausdrücklich dankbar, dass Sie Ihre Mitgliedskör­
perschaften durch die frühzeitige Weitergabe der aktuellen Erkenntnisse in die Lage versetzen, 
diese Werte noch in die laufenden Haushaltsplanungen für das Haushaltsjahr 2018 einzubeziehen. 

Lleferanschrift Sprachzeiten 
Kreisverwaltung Kleve montags bis donnerstags 
Nassauerallee 15 - 23 von 09:00 bis 16:00 Uhr 
47533 Kleve freitags von 09:00 bis 12:00 Uhr 

Sparkasse Rhein·Maas Sparkasse Krefeld Postbank Köln 
I BAN: DE04 3245 0000 0005 0016 98 IBAN: DE51 3205 0000 03231121 44 IBAN: DE32 3701 0050 0027 9175 01 
BIC: WELADED1KLE BIC: SPKRDE33 BIC: PBNKDEFF 

http://www.krels·kleve.de • e·mall: lnfo@krels·kleve.de • Vermittlung: 02821 85·0 
Öffentliche Verkehrsmittel: NIAG·Bus·Linie 49 (City-Bus) bis Haltestelle Postamt, NIAG-Bus·Linie 54 oder RVN-Bus·Linie 70 bis Haltestelle Nassauerallee 



' I 

Ich bitte Sie, meine Stellungnahme im Rahmen der weiteren Nachtragsplanung zu berücksichtigen 
und der Landschaftsversammlung mit der Zuleitung des Entwurfs des Nachtragshaushalts zur 
Kenntnis zu geben. 

Mit freundlichen Grüßen 

&~~ 
Spre~ · 
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~ STADT ESSEN 

- LD -

Stadt Essen · GB 1 · 45121 Essen 

An die 
Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland 
Frau Ulrike Lubek 
die Landesrätin und Kämmerin 
Frau Renate Hötte 

Eklg ; 2 8 .. .Nov. 2017 

LR' in 2 
und den Vorsitzenden der Landesversammlung Herrn Prof. D•-. -ti'-Tr' TTP"t''-'11 ' 

Kennedy- Ufer 2 · 
v1) LJ) t/ 

50669 Köln 

Der Oberbürgermeister 

Thomas Kufen 

Rathaus, Parseheplatz 
45127 Essen 

Telefon +49 201 88 88000 
Telefax +49 201 88 88010 

7 ;"'( .11.2017 

f,ilg 2 ~. Nov. 2017 

- 2i -!2) Le 2 tl111 

0}? ~cs · LV-e ·~ uofob d,tlcJ 

Doppelhaushalt 2017/20f8 des Landschaftsverbandes 
Entwicklung der Landschaftsumlage auf Grundlage der Simulationsrechnung 
zum GFG 2018; Benehmensherstellung zur Absenkung des Umlagesatzes für 
das Haushaltsjahr 2018; Ihr Schreiben vom 27.10.2017 

Sehr geehrte Frau Lubek, sehr geehrte Frau Hötte und 
sehr geehrter Herr Prof. Dr. Jürgen Wilhelm, · 

vielen Dank für Ihre Bereitschaft, Ihren Umlagesatz im Rahmen des Nachtrags­
haushaltsplans 2018 zu senken. Dazu haben Sie mit dem o.g. Anschreiben eine 
Benehmensherstellung gemäß§ 23 Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung i. V. m. § 
55 Kreisordnung NRW vom 27. Oktober 2017 eingeleitet. 
Die Stadt Essen hat sich dazu entschlossen, diesbezüglich eine Stellungnahme ab­
zugeben. 
ln Ihrem Anschreiben zur Benehmensherstellung zur Absenkung des bisherigen 
Umlagesatzes um 1,5 %-Punkte 'für das Haushaltsjahr 2018 informieren Sie dar­
über, dass aufgrund der positiven Entwicklung für 2018 eine Entlastung der Mit­
gliedskörperschaften in Höhe von rund 264 Mio. Euro vorgesehen ist. 
Aus meiner Sicht ist der Umlagesatz den fachspezifischen Haushaltsverbesserungen 
folgend im Nachtrag 2018 an die vom LVR vorgeschlagene Absenkung von ~ 
anzupassen. 
Diese EnT ...... ·f"'Vll'...., g sollte auch bereits in der mittelfristigen Finanzplanung des LVR 
ber" sichtigt rden. · 

n Grüßen 

ESSEN 
2017. 
GRÜNE 
HAUPTSTADT 
EUROPAS 

info@essen.de 
www.essen.de 
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Landschaftsverband Rheinland 
Frau Renate Hätte 
Kennedy-Ufer 2 

.. 21 -
'-----------'Kontakt 

50679 Köln Elng. 2 8. Nov. 2017 

LR' in 2 

Doppelhaushalt 2017/2018 des Landschaftsverbandes Rheinland; 

Gebäude 
Raum 
Telefon 
Telefax 
E-Mail 

Datum 

Herr Grieger 
Theodor-Heuss-Piatz 1 
319 
(0 21 91) 16-2222 
(0 21 91) 16-3368 
Thomas.Grieger@remscheid.de 

27.11 .2017 

Benehmensherstellung zur Absenkung des Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2018 - Ihr Schreiben vom 

27.10.2017 

Sehr geehrte Frau Hätte, 

vielen Dank für Ihre Bereitschaft, Ihren Umlagesatz auch im Rahmen des Nachtragshaushaltsplans 2018 

zusätzlich zu senken. Über die konsequente Fortführung der Entlastung Ihrer Mitgliedskommunen durch die 

weitere Verbesserung Ihres Haushaltes freuen wir uns sehr. Zur Senkung des Umlagesatzes haben Sie mit dem 

o. g. Anschreiben eine Benehmensherstellung gemäß § 23 Abs. 2 Landschaftsverbandsordnung i. V. m. § 55 

Kreisordnung NRW vom 01.09.2017 eingeleitet. 

Sie kündigen an, den Umlagesatz für das Haushaltsjahr 2018 auf 14,7% zu senken. Dies entspricht einer 

Senkung um 1,5%-Punkte, die für die Stadt Remscheid gemessen an den Einplanungen in Ihrem 

Doppelhaushalt eine Entlastung in Höhe von 2,8 Mio. Euro bedeutet. Da die Stadt Remscheid zum Zeitpunkt 

der Haushaltsplanaufstellung 2017/2018 jedoch nur von den gegenüber der am 24.10.2017 veröffentlichen 

Modellrechnung deutlich geringeren Umlagegrundlagen ausgehen konnte (vgl. Festsetzung GFG 2017), 

verringert sich die von Ihnen dargestellte Entlastung für die Stadt Remscheid auf 0,8 Mio. Euro gegenüber der 

aktuellen Haushaltsplanung für das Jahr 2018. 

Trotz der derzeit allgemein guten Konjunktur und demzufolge konstanter bis steigender 

Gewerbesteuereinnahmen bleibt die Haushaltslage vieler Ihrer Mitgliedskommunen nach wie vor fragil. 

Sprechzeiten: 
Mo. - Fr. 9- 12 Uhr 
Di.14-16Uhr 
und nach Vereinbarung 

www.remscheid.de 

Buslinien: 
615, 653, 654, 655, 
656,657, 658, 660 

Bushaltestellen: 
Rathaus, Allee-Center 

Bankverbindungen: Postbank Köln 
Stadtsparkasse Remscheid IBAN: DE90 3701 0050 0016 0905 08 
IBAN: DE81 3405 0000 0000 0000 18 BIC: PBNKDEFF 
BIC: WELADEDRXXX 



STADT SI kREMSCHEID 
DIE OBERBÜRGERMEISTERIN 

Insofern wäre es aus Sicht der Kommunen erforderlich, die Aufwands- und Ertragsentwicklung in Ihren 

sozialen Leistungsbereichen weiterhin einer genauen Betrachtung zu unterziehen. Zu prüfen wäre im Laufe 

des Haushaltsjahres 2018, ob weitere wesentliche, in der Planung berücksichtigte Risiken nicht eintreten und 

somit weitere erhebliche Ertragserhöhungen und Aufwandsminderungen für den Landschaftsverband 

Rheinland realisiert werden können. ln diesem Fall bitten wir Sie bereits jetzt, analog zum Verfahren zur 

Senkung des Umlagesatzes im Nachtrag 2017, eine weitere Senkung anzubieten, sollten entsprechende 

eingeplante Risiken entfallen. 

Für die jetzt vorgesehene Entlastung der Kommunen bedanken wir uns nochmals. Gern stehen wir für einen 

weiteren Gedankenaustausch zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Burkhard Mast-Weisz 
Oberbürgermeister 

{ 
Sven Wiertz 
Beigeordneter und Stadtkämmerer 

Seite 2 I 
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Der Landrat 

Rheln·Erft-Kreis · ber Landrat· 20 • 50124 Ber9'heim 

20 Amtfür Finanzwirtschaft, Controlling 
und Datenschutz 

· Landscnaftsverband Rheinland 
Dezemat2 
50663 Köln 

Aufstellung eines Nachtragshaushaltsplanentwurfs des Laru:lsdlaftsverban~ 
des Rheinland für das Hawhaltsjahr 2018 
Einleitung der Benehmensherstellung zur Absenl<ung des Umlagesatzes für 
das Haushaltsjahr 2018 

Ihr Schreiben vom 27.10.2017- Az. 2.1.10-HH 2018-

Sehr geehrte Frau Lubek, sehr geehrte Frau Hätte, 

ich bedanke mich Namens des Rhein·Erft·Kreises für Ihre Absicht, angesichts 
der positiven finan~irtschaftlichen Entwicklungen des lVR einerseits und 
Abwägung noch bestehender Risiken anderseits die Mitgliedskörperschaften 
zeitnah durch die Aufstellung eines Nachtragsha'U.Shaltes teilhaben zu l:Bsen 
und die Landschaftsumlage 2018 um 1,5 %-PunKte auf dann 14,70 %senken 
zu wollen. 

Diese Senkung begrüße ich ausdrücklich und bitte Sie, im Falle von Netto· 
Haushaltsverbesserungen auc::h außerhalb der sozialen Leistungsbereiche, 
insbesondere durch ~inspareffekte in Folge der stetigen Umsetzung der Kon· 
solidierungsbemühungen, diese zur weiteren Senkung über 1,5 %·PunKte 
hinaus zu nutzen. 

Mit freundlkhen G · 

Datum 
28.11.2017 

MelnZeldl(:(l 
2.0. 

Auskunft erteilt 
H~rr Schmalz 

ZlmmerNr. 
Eben I! 2 Flur A ZiA5 

Telefun ' Fax 
0227183·1201). ·22010 

E·Mail 
Uwe,scllmalz@mein·erft·l:reis.de 

VI!TSenden Sie keine verm.uHc:hcn, schüt-­
Zenswerten Dat~n per E·Mnß 

Hort 
po~stelle@rhein·erft-kreis.epost.de 

H:msadresse 
Wnly-8ra.ndt-Platz 1 
50126 Bergheim 
Telefon 0227183..0 · 
Fax O:l27183-20000 

Internet 
INW'N.rhein·erft·kreis.de 
info@rhein·erft·kreis.de 
Postadresse 
50124 Betgh~m 

öffnungszeften 
Montag bis Freitag . · 
08:00 UhTbis12:30 Uhr 

Ool\Tietstag 
14~00 Uhrbis lS:OO Uhr 
Samstag 08:00 Uhl'bls :1.1:00 Uhr 
(nur SeJVice-undZul;tSS'I(ngsstelle im 
Kreishaus Bergheim) 

Baxikvetbh'ldungen 
Krei$spatkasse KÖln 

81C: COKSDE33 
I BAN: DEn 3705 0299 0142 0012 00 
Postbanl( Köln 
BIC: PBNKDEFI' 
I BAN: DE45 37010050 0010 SSOS os 

Öffentl. Verkehrsmittel :rum Kveisna.us 
Balln: BeTgheim undZieverich 
ßusl!altesteßen: Am Knüchelsdamm 
und. K'reishaus -Weitete Infos: 
www.revg.de oder 02234180&-0 

Der Rhein-ETft-Kreis istjetzt 
per E·post etteichbarx 
po$tstell~@rheii'l·l!l'ft-k!'eis.epostde 



Wir sind das neanderland 

Postanschrift Kreisverwaltung Mettmann · Postfach · 40806 Mettmann 

.,.M, · Kreis Mettmann 
Der Landrat 

An den 
Landschaftsverband Rheinland 
Frau Kämmerin 
Renate Hötte 

Eln<J l o. Nov. 2017 
50663 Köln 

IhrSchreiben v. 27.10.17;21.10-HH2018 
Aktenzeichen 20-11 

Datum 16.11.2017 

Auskunfterteilt Frau Jaeger 
Zimmer 1.209 

Tel. 02104 99- 1407 
Fax 02104 99- 4403 

LR' in 2 "I//. 

•' 
\ / • j 

Bitte geben Sie bei jeder 
Antwort das Aktenzeichen an. E-Mail Gabriele.Jaeger@Kreis-Mettmann.de 

Einleitung der Benehmensherstellung zur Aufstellung eines Nachtragshaushaltsplanentwurfes des 
Landschaftsverbandes Rheinland mit Absenkung des Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2018 

Sehr geehrte Frau Hötte, 

mit Ihrem Schreiben vom 27.10.20171eiten Sie die Benehmensherstellung zur Aufstellung eines 
Nachtragshaushaltsplanentwurfes ftlr das Haushaltsjahr 2018 ein. 

Ihr Bestreben im Rahmen des Nachtragshaushaltes für das Jahr 2018 eine frOhzeitige Beschlussfassung der 
angekündigten Hebesatzreduzierung - möglichst im ersten Halbjahr 2018 -zu erreichen, wird von mir 
unterstützt. Daher verzichtet der Kreis Mettmann auf eine Stellungnahme im Benehmensherstellungs­
verfahren. 

Für Ihre Bereitschaft zur Absenkung des bisher festgesetzten Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2018 um 
1,5% auf 14,7% möchte ich Ihnen ausdrücklich auch im Namen der kreisangehörigen Städte des Kreises 
Mettmann danken. 

Mit freundlichen GrOßen 
ln Vertretung 

Dienstgebäude 
Düsseldorfer Str. 26 
40822 Mettmann 
(Lieferadresse) 
Hornepage 
www.kreis-mettmann.de 

Telefon (Zentrale) 
02104 99-0 
Fax (Zentrale) 
02104 99-4444 

E·Mail (Zentrale) 
kme@kreis-mettmann .de 

Besuchszeit 
08:30 bis 12:00 Uhr 
und nach Vereinbarung 
Straßenverkehrsamt 
07:30 bis 12:00 Uhr und 
Do. von 14:00 bis 17:30 Uhr 

Konten 
Kreissparkasse Düsseldorf 
IBAN: DE 69 3015 0200 0001 0005 04 
SWIFT-BIC: WELADED1KSD 
Postbank Essen 
IBAN: DE93 3601 0043 0085 2234 38 
SWIFT-BIC: PBNKDEFF 



Der Oberbürgermeister 

' I 

Landschaftsverband Rheinland 
Frau Ulrike Lubek 
Kennedy-Ufer-2 

50679 Köln 

BONN~ 

Ek!g 0 B. Nov. 2017 

LR' in2 n.k 

Benehmensherstellung zur Absenkung des Umlagesatzes für das Haushaltsjahr 2018 

Ihr Schreiben vom 27.10.2017, Ihr Zeichen 21.10-HH 2018 

Sehr geehrte Frau Lubek, 

wie im gemeinsamen Schreiben der Kreise Düren, Euskirchen, Heinsberg, Mettmann, Viersen, Wesel, 
dem Rhein-Sieg-Kreis, dem Bergischen Kreis sowie den Städten Bonn, Duisburg, Essen, Krefeld, 
Leverkusen, Solingen, Wuppertal und Remscheid vom 27.09.2017 zur Senkung des Umlagesatzes für 
das Jahr 2017 dargestellt, befürwortet die Bundesstadt Bonn die Senkung des Umlagesatzes für das 
Haushaltsjahr 2018 auf 14,7% ausdrücklich. 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Ashok Sridharan 
Oberbürgermeister der 
Bundesstadt Bonn 

Margarete Heidler 
Stadtkämmerin 

Stadthaus 
Berliner Platz 2, 53111 Bann 
Germany 

Telefon: +49 228 - 77 20 00 
Telefax: +49 228- 77 24 67 
oberbuergermeister@bonn.de 

Gedruckt auf 100% Recyclingpapier 
zertifiziert mit dem ,Blauen Engel" 
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Srii.dteRegion 
A . . h . ; ·sac ·. en 

5täCiteR~9ion,Aadlen . P.ostfacl1· s·qci45h s2().88 Aa,:hen 

vorab per Fax: 0221/8284•2416 

Lan:dschaftsverba.nd Rheinland 
Frau Direktorin 
· Ul'ri ke Lubek 
t<·e:nhedy~Ufer 2 

5.0679 Köln 

N<Jchtiags/Ja'ushaltsplanentwttrf20 78; . . . . 
· den-ehtnenshers.teJ!ang: zur:Festsf!tzung der Landsä1afiSllmläge; 
hier: Stellttngnahme 

·sehr:geehrte Frau Lubek, 

d)e SfädteRegrön .Aachen .begrÜ'ßt ·es sehi·1 dass 'der Landschaftsv:erbahd 
Rheinland die sich abzek:hnen·de ·posltiv:e fin:anzwirtschaftlkhe :En.twick.:... 
lung im .Jahr 201 8 zum Anl:ass nimmt, e:i.ne Se:nkung :der Landschaft5um-. 
tage u.m i ,5 Prozentpunkte vorzut1ehme11. . . 
D.ie dadurch ei!ltretende Entlästt.w:g v~rsetzt die St~dteRegion ·Aa(heh in 
die Lage, deh .eigenen ·Haus hält 20~ H .entsprechend pos.iti:ver zu gestalten 
und d~e ge.plante R€giotfs·umlage dutch ·volle :Weiterg·abe ·des Entlas­
tungshetrages entsprechend -abzusenke.n. 

Das Benehmen wird hiermit hergestellt. 

Mlt freundlichen Grüßen 
l.m Auftrag rz 

. \~~~·----···~ 
Jl 

oänseri) 

I 

·A:iiJ 
·känitnOI'eliKassc 

:orens'tgehäude. 
·Zollerns(raß.e 1.0 

· .520:70 ,Aac'hen 

·rel~fC>tl terltrRie 
OZ41. ; s1:9s ~ ·o 

· Telefein Du'ri.h\l:al)l 
0241 I 5 !9~ ".?414 

Teh.!fax 
ti.i11 :1 (s i.9·s .. 8i4i.4 

r,-t~ali 
thorhas;das~e n<il1 

· staeGlt e reg io n-a<~cnen.ile 

Äuskimft erteilt 
He'rr' Ciaßen 

:. i~min~" . 
'Ii 209 

· A'krcii1iekh~n 
(bitte irnmcr ~n~eb~n) 
:.zo:2) :oi 

. .Qatllin 
30.l'1:20r7 

·rel~fnx :Ze.ritia l~! 
02,!11 f 53 ~.1 90 

· BOro·erteleFon 
08'0~0 i 5 i 9ll 000 

·lnte'niet 
http~{ f\wi'w: 

. . 

1

i staeditiregJon•.iaclierr.de 

:Bankv~rbtndungen 
I $patl<ass~ A~c:li~n 
1 BLZ· 3QO: 500 W 

Könto 304. 2'04 
'SWIF) ÄAtSD.H ~ 
I BA1"J·IJF.2 1390 5QOfiQ 
oop!i3:o;-,zö4 

:~o~tgi1:öko~'o 
Bl2· 310 t:QfJ SO . 
Konto ·f029 UG·-508 Kofn 
'SWiFT PBNKDEff' 
IBAN·DE523 701 bOSO 
.öJö29s6so·a 

~rr.!li:ti~<>rk.eit 
:SQsll(ilcn J."J, ?,. II; 13, 
H,Z I ;:27. 33 ,:34, ·37 ~ 

'4&, s·s. 57, 77,'HH hi5 
Haltestelle Normafulii_ 
ca:s: ~'.i~tit<ori f'ußv1e9 
~.<om fia\lptbah nhof, 
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Postdienst ZV Nr. 6 Duisburg, den 21.11.2017 

Benehmensherstellung nach§ 55 KrO NRW zum Nachtragshaushalt 2018 
Ihr Schreiben vom 27.10.2017 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vielen Dank für die Übersendung Ihres Schreibens vom 27.10.2017, mit dem Sie das 
Verfahren zur Benehmensherstellung gern . § 55 Abs . 1 KrO NRW einleiten. Ihrer Auf­
forderung zur Stellungnahme komme ich hiermit nach. 

Die im o.g. Schreiben gegebenen Erläuterungen zur Entwicklung der Allgemeinen De­
ckungsmittel sowie in den sozialen Leistungsbereichen habe ich zur Kenntnis genom­
men . 

Dabei fällt auf, dass ein erheblicher Teil der Senkung des Umlagesatzes 
(171, 1 Mio. EUR) auf die positive Entwicklung der Umlagegrundlagen, d.h. der Land­
schaftsumlage, entfällt. Insofern handelt es sich weniger um eine tatsächliche Entlas­
tung der Mitgliedskörperschaften als vielmehr um das Ausbleiben zusätzlicher 
Belastungen . Die Formulierung, dass die Mitgliedskörperschaften um rd . 264 Mio. EUR 
entlastet würden, erscheint vor diesem Hintergrund zumindest unglücklich . 

Eingedenk der zurzeit geplanten Umlagesätze (2017: 15,65%, 2018: 14,70%) und der 
festgesetzten bzw. prognostizierten Umlagegrundlagen steigt die Belastung durch die 
LVR-Umlage im kommenden Jahr um rd . 78,3 Mio. EUR bzw. 3,1% an (Duisburg: 
+7,0 Mio . EUR bzw. +4,8%) . 

Umso mehr freue ich mich, dass die Entwicklung der übrigen Haushaltspositionen, d.h. 
insbesondere der Sozialtransfers, - ceteris paribus- zu einer Haushaltsentlastung bei­
trägt. 

Sollte sich darüber hinaus im Rahmen der Bewirtschaftung und mit Blick auf die noch 
laufenden Gesetzgebungsverfahren abzeichnen, dass die skizzierten und planerisch 
veranschlagten (Rest-)Risiken nicht eintreten, sind aus Duisburger Sicht auch weitere , 
über das bisherige Maß hinausgehende, Umlagesenkungen dringend geboten . 

Mit freundlichen Grüßen 

ln Vertretung 

P r o f. D r. D i e m e r t 

Rathaus, Burgplatz 19, 47049 Duisburg, Telefon (0203) 283-2011, Telefax ( 0203) 283-3967 
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Landschaftsverband Rheinland . . 
Frau Landesd'irektori.n Ulrike Lubek 
K:ennedy-ufer 2 
50679 Köln 

Benehm~nsherstellun.g zur Absenkung des Umlagesatzes 2018 -Ihr 
Schreiben vom 27.10.2017 · 

30.11.2017 

Sehr geehrte. Frau lubek, 

·für die Bereitschaft, auch den Umlagesatz 2018 im Rahmen eines Nach­
tragshaushaltsplans zu senken1 danken wir Ihnen. Über die konsequente 

Fortführung ·der Entlastung Ihrer Mitgliedskommunen freuen wir ~ns 
sehr. Zur Senkung des Umlagesatzes haben Sie mit dem o. g. Anschrei­
ben eine Benehme.nsherstellung gemäß § 23 Abs. 2 Landschaftsver­

bandsordnung i. v. m. § ss·Kreisordnung NRW vom 01.09.2017 eingelei­
tet. 

Durch die angekündigte ~nkung des Umlagesatzes für das Haushalts· 
jahr 2018 von bisher 16,2 % auf 14,7% ergibt sich unter Berücksichti­

gung der am 24.10.2017 veroffentliehen Modellrechnung zum G~G 2018 
für die Stadt Wuppertal eine Entlastung im l:Jmfang von rd. 1013 Mio. €. 

Die aktuelle Haushaltsplanung für die Jahre 2018 und 2019, die derzeit 

ir:n Beratungsverfahren i~t, kann angesich~s der angekündigten Senkung 

hierdurch erheblich entlastet werden. 
I . 

Trott· der derzeit allgemein guten Konjunktur und ~emzufolge konstan-

. ter ~is steigender Gewerbesteuereinnahmen bleibt die Haushaltslage 

viele'r Ihrer Mitgliedskommunen nach wie 'vor äußerst angespannt. Inso­

fern wäre es aus Sicht der Kommunen erforderlich, die Aufwands- und 

Ertragsentwicklung in 1hren sozialen Leistungsbereichen weiterhin einer 
genauen Betrachtung zu unterziehen. 

Zu p.rüfen .wäre im Laufe des Haushaltsjahres 2018 und insbesondere 

auch im·Hinblick. auf die Haushaltsplanung des LVR ·für die Jahre 2019 . . ' . 

STADT-WUPPERTAL 

s. 01/02 .. 

Stadt Wuppertaf 
Der Oberbürgermeister 
Geschäftsbereich 4 
GS 4 Zentrale 
Dienstleistungen 
Johannes-Rau·Piatz 1 

. 42275 WuppE'rtal 

Stadtdirektor und 
Kiimniercr 
Dr. Johannes Slawig 

·Telefon 
+49 202 563 66Q5 

Telefax 
t49 202 563 8012 

.::-Mall 
st~dtdirektor .dr .slawig 
@stadt.wupp~rtal.de 

Zimmer 
A~192 

Bankverb~ndung . 
. Stadtsparkasse Wuppertal 

BJC WUPSDE33 
I ElAN DE89 9305 0000 

0000 :1.007 .19 

lntern~t 

~.wuppertal.de 

NewsJettet 
W~W.Wllp..P!'.!t3l.de/news 

Ser-ViceCenter 
+49 20~ 563-0 

'Seite 
1von 2 
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und 2020, ob. weitere wesentliche, in _der .Pian-ung berQc:ksichtigte Risiken nicht eintreten 
und· somit weitere erhebliche Ertragse~höhüngen und Aufwandsminderungen für ~en 
Landschaftsverban.d Rhein'hmd realisiert werdem können. ln diesem Fall · bitten wir um 
eine weitere Senkung der Umlage. 

Ansortste.n gehen wir davon aus, dass dieser Umlagesatz in den kommEmden _Jahren . 
nicht erhöh~ werden mus$ und somit ein struktureller Beitrag zur Haushaltsentlastung 
de.r ·Stadt Wuppertal geieistet wird . . · . 

' · . 
Mit freundlichen Grüßen 

lj)~A 
· Andrea·s Mucke _-

~ 
-Dr: Joh-annes Slawi-g J 

Obgrbi.irgermeiste~ Stodtdirc:ktor und Stadtkämmer~r 
• · j 

STAllT WUIJPERTAL · 

. : . . . · 
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